
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Kurztitel 

Bundesvergabegesetz 2006 

Kundmachungsorgan 

BGBl. I Nr. 17/2006 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 15/2010 

§/Artikel/Anlage 

§ 54 

Inkrafttretensdatum 

05.03.2010 

Außerkrafttretensdatum 

31.03.2012 

Text 

Bekanntgabe von vergebenen Aufträgen, Wettbewerbsergebnissen und abgeschlossenen 
Rahmenvereinbarungen 

§ 54. (1) Der Auftraggeber hat der Kommission jeden vergebenen Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrag 
und das Ergebnis jedes Ideenwettbewerbes bekannt zu geben. Die Informationen sind der Kommission unter 
Verwendung des einschlägigen Standardformulars spätestens 48 Tage nach Zuschlagserteilung bzw. Abschluss 
des Ideenwettbewerbes zu übermitteln. 

(2) Der Auftraggeber hat der Kommission jede abgeschlossene Rahmenvereinbarung bekannt zu geben. Die 
Informationen sind der Kommission unter Verwendung des einschlägigen Standardformulars spätestens 48 Tage 
nach Abschluss einer Rahmenvereinbarung zu übermitteln. Der Auftraggeber ist nicht verpflichtet, die auf Grund 
der Rahmenvereinbarung vergebenen Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsaufträge bekannt zu geben. 

(3) Der Auftraggeber hat der Kommission jeden auf Grund eines dynamischen Beschaffungssystems 
vergebenen Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrag bekannt zu geben. Die Informationen sind der Kommission 
unter Verwendung des einschlägigen Standardformulars entweder spätestens 48 Tage nach Zuschlagserteilung 
jedes Auftrages oder – nach Jahresquartal zusammengefasst – spätestens 48 Tage nach Ende des Jahresquartals 
zu übermitteln. 

(4) Bei nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen hat der Auftraggeber anzugeben, ob er mit der 
Veröffentlichung einverstanden ist. 

(5) Angaben über die Auftragsvergabe oder den Abschluss von Rahmenvereinbarungen müssen jedoch 
dann nicht veröffentlicht werden, wenn deren Bekanntgabe die Vollziehung von Gesetzen behindern, dem 
öffentlichen Interesse zuwiderlaufen oder die berechtigten geschäftlichen Interessen öffentlicher oder privater 
Unternehmer schädigen oder den freien und lauteren Wettbewerb zwischen den Unternehmern beeinträchtigen 
würde. 

(6) Der Auftraggeber kann der Kommission einen Auftrag, den er in einem Vergabeverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung vergeben hat, oder eine Rahmenvereinbarung, die er nach Durchführung eines 
Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung abgeschlossen hat, unter Verwendung allenfalls 
existierender einschlägiger Standardformulare für Bekanntmachungen im Oberschwellenbereich bekannt geben. 
Darin sind Name und Anschrift des Auftraggebers und des erfolgreichen Bieters, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, der Auftragswert sowie die für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne 
vorherige Bekanntmachung maßgeblichen Gründe festzuhalten. 


